
 

 1 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

            Gummersbach, 30. August 2018  
 
 
Änderungsantrag zum Beschlussvorschlag der Kreisverwaltung zu TOP 4 ÖT 
der Kreisentwicklungsausschusssitzung am 3.9.2018 sowie Antrag zur Kreis-
tagssitzung am 4.10.2018 
 
Sehr geehrter Herr Landrat Hagt,  
 
die Kreistagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragt, dass der Kreisentwick-
lungsausschuss/Kreistag eine Änderung des Landesentwicklungsplanes ablehnt. Der 
Landrat wird beauftragt, die nachfolgende Stellungnahme dem Ministerium für Wirt-
schaft, Innovation, Digitalisierung und Energie zuzuleiten. 
 

Begründung: 
Zunächst eine Vorbemerkung zum von der Kreisverwaltung gewählten Beteiligungs-
verfahren: 
 
Während in anderen Gebietskörperschaften umfangreiche Diskussionen zum geän-
derten Landesentwicklungsplan LEP vor den Sommerferien erfolgt sind, macht es 
sich die Oberbergische Kreisverwaltung sehr einfach. Sie spricht in der kurzen Dar-
stellung des Sachverhaltes von „punktuellen“ Veränderungen des LEP und schlägt 
dem Kreisentwicklungsausschuss vor, sich der Stellungnahme der kommunalen 
Spitzenverbände anzuschließen. Auf eine notwendige Beschlussfassung durch den 
Kreistag wird in der Vorlage nicht hingewiesen. Die Stellungnahme der kommunalen 
Spitzenverbände wird zwar beigefügt, der LEP-Entwurf selbst jedoch ebenso wenig 
beigefügt wie kritische Stellungnahmen der Natur- und Umweltschutzverbände sowie 
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der Landwirtschaftsverbände. An eine Beteiligung dieser Verbände wird seitens der 
Kreisverwaltung nicht gedacht. 
Nach dem Raumordnungsgesetz (ROG) sind durch Raumordnungspläne die unter-
schiedlichen Anforderungen an den Raum aufeinander abzustimmen und die auf der 
jeweiligen Planungsebene auftretenden Konflikte auszugleichen. 

Leitvorstellung ist eine nachhaltige Raumentwicklung, die die sozialen und wirtschaft-
lichen Ansprüche an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Einklang 
bringt und zu einer dauerhaften, großräumig ausgewogenen Ordnung mit gleichwer-
tigen Lebensverhältnissen in den Teilräumen führt. 

Die unterschiedlichen Ansprüche an den Raum zu definieren und zu ordnen hat die 
vorherige Landesregierung in einem rund sechsjährigen Verfahren mit einer bislang 
beispiellosen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung im Februar 2017 zum Abschluss 
gebracht und den bis dahin geltenden LEP aus dem Jahre 1995 nach 22 Jahren fort-
geschrieben. 

Grundsätzlich besteht länderübergreifend die Einschätzung, dass LEPs für ein Zeit-
fenster von ca. 15 Jahren eine nachhaltige Wirkung entfalten sollen, um demogra-
phischen, wirtschaftlichen, sozialen sowie anderen strukturverändernden Herausfor-
derungen zu genügen. 

Der Ansatz der jetzigen Landesregierung, nach weniger als 12 Monaten eine Ände-
rung des LEP NRW herbeizuführen, widerspricht somit allen bisherigen Gepflogen-
heiten, konterkariert die Grundsätze der Raumordnung und irritiert alle nachgeordne-
ten Planungsebenen. 

Die Raumordnung und Landesplanung würde damit zu einem Spielball aktueller poli-
tischer Mehrheitsverhältnisse, insbesondere auf den Ebenen der Landes- und Regi-
onalplanung und wäre der politischen Beliebigkeit unterworfen. 

Da ein LEP aber der Abwägungsvorgabe allein aus fachlicher Sicht zu folgen hat und 
aus dieser Erkenntnis Vorsorge für einzelne Nutzungen an den Raum zu treffen sind, 
sind die zur Stellungnahme unterbreiteten Änderungsvorschläge mit den Grundsät-
zen und Zielen der Raumordnung unvereinbar. 
Nun zu unserer Stellungnahme zum LEP-Entwurf, die 5 Hauptkritikpunkte enthält, im 
Einzelnen: 
 
 
Streichung 6.1-2 Grundsatz Leitbild „flächensparende Siedlungsentwicklung“  

Die ersatzlose Streichung des Grundsatzes den Flächenverbrauch bis 2020 auf fünf 
Hektar pro Tag reduzieren zu wollen, steht sinnbildlich für eine Entfesselungspolitik, 
die zu ungebremstem Flächenfraß führt.  

Die rot-grüne Landesregierung hat im Zuge der umfassenden Modernisierung des 
Landesentwicklungsplanes diesen Grundsatz erstmalig mit einem konkreten, quanti-
fizierten Ziel hinterlegt. Ziel dieses Grundsatzes ist es, eine flächensparende Ent-
wicklung in NRW zu etablieren, die nicht mehr als 5 ha Fläche pro Tag kostet und 
langfristig den Flächenverbrauch im Saldo zu stoppen. 
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Diese Zielsetzung leitet sich aus der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie ab, wel-
che für Deutschland als Zielgröße 30 ha pro Tag formuliert1. 5 ha pro Tag für 
NRW leiten sich dabei aus dem Anteil NRWs an der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
Deutschlands ab.  

Das novellierte Raumordnungsgesetz (ROG), welches am 29. November 2017 in 
Kraft getreten ist, hat diese Zielsetzung ebenfalls aufgenommen und fordert dazu 
auf: „Die erstmalige Inanspruchnahme von Freiflächen für Siedlungs- und Ver-
kehrszwecke […] zu verringern, insbesondere durch quantifizierte Vorgaben 
zur Verringerung der Flächeninanspruchnahme […]“.Durch die beabsichtigte Än-
derung wird diese gesetzliche Vorgabe des ROG missachtet. Die Landesregierung 
bestreitet offenbar, dass eine quantitative Steuerung notwendig ist. Nur wenige Wo-
chen nach Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes auf Landesebene eine Regelung 
abzuschaffen, die das umsetzt, ist ein fatales Signal - zumal keinerlei ersetzende 
Regelungen angekündigt werden, welche den Flächenverbrauch auf anderem Wege 
reduzieren könnten. Eine solche Politik ist weder nachhaltig, noch verantwortungs-
voll.  

Die Begründung für die Streichung des Grundsatzes 6.2-2, „die Kommune [müssten] 
mehr geeignete Wohnbauflächen bereitstellen können“, ist vor dem Hintergrund der 
Ergebnisse des letzten verfügbaren Siedlungsflächenmonitorings haarsträubend. 
Zum Stichtag 01.01.2014 gab es in NRW rund 17.500 ha an noch nicht genutzten 
Gewerbeflächenreserven und ca. 19.000 ha an noch nicht genutzten Wohnbauflä-
chenreserven. Von einer Knappheit an ausgewiesenen Wohnbauflächen kann also 
keine Rede sein. 

Sinnvoll wäre es das Siedlungsflächenmonitoring zu aktualisieren und auf Basis der 
Ergebnisse zu analysieren, wie die Ausweisung von Siedlungs- und Gewerbeflächen 
weiter optimiert werden könnte, um eine bedarfsgerechte Flächenausweisung und 
gleichzeitig die Reduzierung des Flächenverbrauchs sicherzustellen. An dem Grund-
satz 6.1-2 muss festgehalten werden. Die Instrumente zur Erreichung müssen kon-
kretisiert werden. 

Änderungen an 2-3 Ziel „Siedlungsraum und Freiraum“ 

Das Ziel 2.3 soll eine kompakte Siedlungsentwicklung unterstützen und den Freiraum 
schützen. Der Schutz des regionalplanerisch festgesetzten Freiraums würde durch 
die vorgeschlagenen Änderungen massiv aufgeweicht. Nicht nur die Streichung der 
Hinweise auf Einschränkungen bei der Siedlungsentwicklung von im Freiraum gele-
genen Ortsteilen (Abs. 3) weicht die Abgrenzung zwischen Siedlungsraum und Frei-
raum auf. Auch die umfangreiche Ausweitung der Ausnahmetatbestände, wann eine 
Siedlungsentwicklung im Freiraum möglich ist, öffnet der Flächeninanspruchnahme 
im Freiraum Tür und Tor. 

Hierbei ist insbesondere die Aufnahme von nicht nach § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB privi-
legierten Tierhaltungsanlagen abzulehnen. In diesem Zusammenhang ist es wichtig 

                                                        
1 Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie – Neuauflage 2016: 
https://www.bundesregierung.de/Content/DE/_Anlagen/Nachhaltigkeit-wiederhergestellt/2017-01-11-
nachhaltigkeitsstrategie.pdf?__blob=publicationFile&v=20 
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zu betonen, dass die bisherige Regelung keineswegs ein generelles Verbot von 
Tierhaltungsanlagen im Außenbereich impliziert, sondern nur bestimmte Anlagen im 
Außenbereich ausschließt. 

Tierhaltungsanlagen sind im Rahmen der „Privilegierung“ des § 35 BauGB unter be-
stimmten Voraussetzungen zulässig. Diese Privilegierung schränkt der aktuelle LEP 
NRW nicht ein. Auch sind Tierhaltungen von landwirtschaftlichen Betrieben zulässig, 
bei denen das Futter überwiegend auf den zum landwirtschaftlichen Betrieb gehö-
renden, landwirtschaftlich genutzten Flächen erzeugt werden kann. Gewerbliche 
Tierhaltungsanlagen, die vorgenannte Anforderung nicht einhalten, sind ebenfalls 
privilegiert, wenn sie eine bestimmte Anzahl an gehaltenen Tieren nicht überschrei-
ten, ab welcher eine Umweltverträglichkeitsprüfung notwendig wird.  

Auch der Bestandsschutz bestehender Anlagen wird von der aktuellen Regelung 
nicht tangiert. Selbst bestehende Anlagen, die nicht privilegiert sind, können bauliche 
Erweiterungen durchführen, wenn diese nicht der weiteren Aufstockung der Stallplät-
ze dient, sondern es sich dabei um Maßnahmen des Umwelt- und Tierschutzes han-
delt (z. B. beim Einbau von Luftfiltern oder der Vergrößerung der Einstallflächen pro 
Tier). 

 

Das Ziel 2.3 in seiner bisherigen Form dient der kompakten, flächensparenden Sied-
lungsentwicklung und damit der seitens der Landwirtschaft im vergangenen LEP-
Beteiligungsverfahren vehement geforderten Erhaltung landwirtschaftlicher Nutzflä-
chen. Die vorgeschlagene Ausnahmeregelung für Tierhaltungsanlagen im Außenbe-
reich zielt hingegen einzig auf die Erleichterung von agrarindustriellen Großprojekten 
ab, welche nicht dem Erhalt der landwirtschaftlichen Nutzflächen und bäuerlichen 
Landwirtschaft dienen, sondern die Interessen global operierender Agrarunterneh-
men bedienen, die von der heimischen Futtermittelproduktion vollkommen abgekop-
pelt sind. 

 

Zu den Änderungen betreffend die Errichtung von Windenergieanlagen 

Die vorgeschlagenen Änderungen am LEP in Bezug auf die Windenergie können 
nur als Frontalangriff auf die Windenergie gewertet werden, da sie weder sachlich 
begründet werden können, noch ausgewogen sind, sondern durchweg den Wind-
energieausbau behindern werden. Auch wenn sie zum Großteil in der Praxis kaum 
durchsetzbar sein werden, weil bundesrechtliche Festsetzungen ihnen entgegenste-
hen. 

Zu den Änderungen im Einzelnen: 

7.3-1 „Ziel Walderhaltung und Waldinanspruchnahme“:  

Mit der Streichung des Satzes, welcher die Windenergienutzung im Wald explizit er-
möglicht, wird den kommunalen Planungsträgern der Eindruck vermittelt, als ob ein 
Bau von Windenergieanlagen in Zukunft in Wirtschaftswäldern nur noch in Einzelfäl-
len möglich wäre. Faktisch werden die Kommunen auch in Zukunft Waldflächen bei 
der Ausweisung von Konzentrationszonen für die Windenergie in ihre Abwägung 
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miteinbeziehen müssen, um gerichtsfeste Flächennutzungspläne erstellen zu kön-
nen, wie sich u.a. aus dem Urteil des OVG Münster gegen den FNP der Stadt Bad 
Wünnenberg (Urteil vom 6.3.2018, AZ: 2 D 95/15.NE) ableiten lässt. Weder generelle 
Verbote von Windenergie im Wald auf Ebene der Regionalplanung, noch die Formu-
lierung im LEP von 1995, zu welcher die Landesregierung in Zukunft zurückkehren 
möchte, können die Einstufung von Waldflächen als harte Tabuzonen rechtfertigen. 

Da die Landesregierung trotz Kenntnis dieser Urteile die Rückkehr der Formulierung 
im Landesentwicklungsplan von 1995 plant, liegt die Vermutung nahe, dass der Än-
derungsvorschlag im LEP weniger auf eine rechtssichere, landesweit einheitliche 
Regelung abzielt, als vielmehr die Verunsicherung bei den beteiligten Akteuren erhö-
hen soll. 

Zu bedenken ist auch, dass die aktuellen Regelungen im LEP in keiner Weise ein 
Freibrief für den Bau von Windenergieanlagen auf allen Waldflächen sind, sondern 
dies nur auf bestimmten Flächen erlauben und wenn die ökologischen Funktionen 
des Waldes nicht beeinträchtigt werden. Ökologisch wertvolle Waldgebiete waren 
dabei schon immer tabu. Auch aus Sicht von Naturschutzverbänden ermöglichen die 
bestehenden Regelungen einen angemessenen Ausgleich zwischen Klima- und Na-
turschutz (vgl. LT NRW Ausschussprotokoll 17/159). 

Ohne die weiterhin abgewogene und verantwortungsvolle Inanspruchnahme von 
forstwirtschaftlichen Flächen werden Nordrhein-Westfalens Ausbauziele bei der 
Windenergie schlicht unerreichbar. 

Es wird eine Rücknahme der Änderung gefordert.  

10.2-2 „Ziel Vorranggebiete für die Windenergienutzung“: 

Das derzeit gültige Ziel verpflichtet die Regionalplanung zur Ausweisung von Vor-
ranggebieten für die Windenergie. Dieses soll nun zu einem Grundsatz abge-
schwächt und die Planungsregionen nunmehr bloß ermächtigt werden Vorranggebie-
te für Windenergie auszuweisen. Als Begründung wird die Stärkung der kommunalen 
Entscheidungskompetenz angeführt. In der Praxis wird dieser Effekt nicht eintreten. 
Vielmehr wird der Druck der Bevölkerung auf die Kommunalplanung wachsen, wenn 
die Regionalplanung keine Vorranggebiete mehr zur Orientierung vorgibt. Auch diese 
Änderung wird sich, wie die Änderung in Bezug auf Wind im Wirtschaftswald als ver-
giftetes Geschenk an die Kommunen entpuppen. 

Neu: 10.2-3 Grundsatz Abstand von Bereichen/Flächen von Windenergieanla-
gen 

Gleiches gilt auch für den neu eingeführten Grundsatz 10.2-3. Der Grundsatz fordert 
die Einhaltung von 1.500 Metern Abstand zur Wohnbebauung für alle Windenergie-
anlagen, außer es handelt sich um Repowering-Projekte. Dies ist aus folgenden 
Gründen abzulehnen. 

Mit der Formulierung wird suggeriert, dass von Windenergieanlagen ein Abstand von 
1.500 Metern einzuhalten sei. Dieser kann jedoch über Landesrecht nicht rechtssi-
cher umgesetzt werden. Ein solcher wäre nur über die in § 249 Absatz 3 BauGB ent-
haltene Länderöffnungsklausel möglich gewesen, die den Bundesländern die Mög-
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lichkeit gegeben hat, die Privilegierung von Windenergieanlagen im Außenbereich in 
einem festzulegenden Abstand zur Wohnbebauung einzuschränken. Dieser hätte 
allerdings bis zum 31.12.2015 eingeführt sein müssen. Von dieser Möglichkeit hatte 
NRW keinen Gebrauch gemacht. 

Somit gilt auch für NRW, dass Windenergieanlagen im Außenbereich privilegiert sind 
und ihnen substantiell Raum zu geben ist. Dies erscheint mit einem generellen Ab-
stand von 1.500 Metern im Großteil der Kommunen in NRW nicht vorstellbar. 

Dadurch werden Bürger, Vorhabenträger und kommunale Planungsträger verunsi-
chert, was diametral zu der formulierten Zielsetzung der Landesregierung für diese 
Änderung steht, die Akzeptanz für die Windenergie in der Bevölkerung zu erhalten. 

Hinzu kommt, dass Windenergieanlagen einen Genehmigungsprozess nach Bundes-
immissionsgesetz durchlaufen müssen, welcher sicherstellt, dass die Auswirkungen 
der Anlagen auf die angrenzende Wohnbebauung in einem zumutbaren Bereich 
bleiben. Dabei gibt es beispielsweise anerkannte und etablierte Verfahren zur 
Schallemissionsprognose oder zur optisch bedrängenden Wirkung, welche maßgeb-
lich den Abstand zwischen Windenergieanlage und Wohnbebauung bestimmen. Die-
se Verfahren werden de facto auch weiterhin den einzuhaltenden Mindestabstand 
definieren. Um Verunsicherung und falsche Erwartungen zu vermeiden, mahnen wir 
eindringlich die Rücknahme dieser Änderung an. 

 

Zu den Änderungen betreffend den Abbau von Rohstoffen 

Die vorgeschlagenen Änderungen in Bezug auf den Abbau nicht-energetischer 
Rohstoffe in unserem Land werden weit reichende Folgen für Menschen, Natur und 
Heimat haben.  

Ziel 9.2-1 „Räumliche Festlegungen für oberflächennahe nichtenergetische 
Rohstoffe“ 

Die in den Regionalplänen auszuweisenden Vorranggebiete für diese Rohstoffe sol-
len nur noch in Ausnahmefällen, in sogenannten, nicht näher definierten „besonderen 
Konfliktlagen“, als Vorranggebiete mit der Wirkung von Eignungsgebieten eine Aus-
schlusswirkung im Rest der Region haben.  

Damit besteht die reale Gefahr, dass weite Teile Nordrhein-Westfalens „abgebag-
gert“ werden. Dies erscheint aus Sicht der Unternehmen aus dieser Branche sicher 
erstrebenswert, für die Menschen, deren Heimat zerstört wird, ist dies keine gute 
Nachricht. Zudem werden durch den Abbau von Rohstoffen Ökosysteme unwieder-
bringlich zerstört. Die Änderung ist daher abzulehnen. Die Regionalplanung muss 
daher weiterhin den Rohstoffabbau in einer Region verbindlich steuern können, um 
eine großräumige Planung und einen angemessenen Ausgleich der Interessen ge-
währleisten zu können. 

Andernfalls droht eine Ausweitung der Abbaugebiete über die Kommunalplanung 
anhand von Partikularinteressen. Spätestens dann wird wohl auch der Landesregie-
rung bewusst sein, was unter „besonderen Konfliktlagen“ zu verstehen ist. 
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Ziel 9.2-2 „Versorgungszeiträume“ 

Die Landesregierung schlägt vor, die Zeiträume, für welche die Bereiche für die Si-
cherung und den Abbau oberflächennaher Bodenschätze (BSAB) ausgelegt werden, 
deutlich zu verlängern. Von bisher 20 Jahren bei Lockergesteinen auf 25 Jahre. Al-
lein im Regierungsbezirk Düsseldorf würde dies nach überschlägigen Berechnungen 
zu einer zusätzlichen Ausweisung von mehr als 300 ha führen. Die Änderung ist da-
her abzulehnen. 

 

Ziel 7.2-2 „Gebiete für den Schutz der Natur“ 

Der Nationalpark ist die in Deutschland weitreichendste und konsequenteste Unter-
schutzstellung von Flächen für den Naturschutz. Durch diesen Status werden die 
artenreichsten und ökologisch wertvollsten Gebiete dauerhaft konkurrierenden Nut-
zungen entzogen. In NRW gibt es mit dem Nationalpark Eifel bis heute nur einen Na-
tionalpark. Auch vor dem Hintergrund der restlichen Änderungen am LEP, welche 
ausnahmslos den Flächenverbrauch erhöhen werden und damit die Biodiversität in 
NRW weiter bedrohen werden, wäre ein Festhalten am Ziel, in der Senne einen 
zweiten Nationalpark auszuweisen, ein wichtiges Signal gewesen.  

Dass die Landesregierung das Ziel in der Senne einen zweiten Nationalpark für 
NRW zu entwickeln ohne sachliche Begründung streicht, legt den Verdacht nahe, 
dass es ihr einzig um sachgrundlose, ideologiegetriebene Symbolpolitik geht.  

Nationalparke können auch eine hohe wirtschaftliche Bedeutung für die Region dar-
stellen. Der Status eines Nationalparks kann den Tourismus in einer Region enorm 
beflügeln. Es überrascht, dass diese Zusammenhänge offenbar in den Regierungs-
fraktionen bisher offenbar unbekannt waren. Die Änderung wird abgelehnt. 

 
Mit freundlichen Grüßen 

 

Helmut Schäfer  
Fraktionssprecher 
 
 
 
 
Anlagen: 

1) Entwurf des LEP 
2) Stellungnahme der Natur- und Umweltschutzverbände 

 
 
 
 

 


